
Aufgaben und Pflichten der Strahlenschutzbeauftragten

1. Sie haben nach ihrer Bestellung in dem ihnen zugewiesenen Entscheidungsbereich mit den ihnen erteilten Befugnissen dafür zu sorgen, dass die Schutzvorschriften der Strahlenschutzverordnung eingehalten werden, z.B.:

· Kennzeichnungspflicht (§§ 36, 68 und 74)

· Unterweisung der Personen (§ 38)

· Auslegung oder Aushang der Verordnung (§ 35)

· Abgabe von radioaktiven Stoffen durch Abwasser und Abluft (§ 47)

· Ablieferungspflicht für radioaktive Abfälle (§ 76)

· Begrenzung der Strahlendosis (§§ 54-59)

· Einschränkung der Tätigkeit für Personen unter 18 Jahren, Auszubildende, Schüler und Studierende (§ 45)

· Frauen, Schwangere und stillende Frauen (§§ 37, 38, 41, 43, 55 und 58)

· Ermittlung der Personendosis (§ 37)

· Arbeitsmedizinische Vorsorge (§§ 60 und 63)

· Bereitstellung und Kontrolle der Messgeräte (§ 67)

· Sichere Lagerung radioaktiver Stoffe (§ 65)

· Prüfung von umschlossenen radioaktiven Stoffen, Beschleunigern und Bestrahlungsanlagen 
(§ 66)

Bei medizinischer Anwendung am Menschen

· Besondere Anforderungen bei der medizinischen Anwendung radioaktiver Stoffe und ionisierender Strahlung (§§ 80 – 86 für die Heilkunde und Zahnheilkunde und §§ 87 – 92 für die medizinische Forschung)

2. Sie haben über die Dienststelle Strahlenschutz dem Präsidenten für den Bereich der Universität bzw. dem Medizinischen Vorstand für den Bereich der Universitätsmedizin als jeweiligen Strahlenschutzverantwortlichen folgendes zu melden oder vorzulegen:

· Behinderungen in Ihrer Tätigkeit und Mängel im technischen Strahlenschutz (unverzüglich)

· Die Namen der Personen, die im Kontroll- oder Überwachungsbereich tätig werden oder mit offenen radioaktiven Stoffen umgehen sollen, Vornamen, Geburtsdatum, Dienststellung und Kategorie der strahlenexponierten Person (vor Aufnahme der Tätigkeit)

· Das Ausscheiden und Bekanntwerden von Schwangerschaften von beruflich strahlenexponierten Personen (sobald bekannt)

· Die Unterweisungsniederschriften mit Gegenzeichnung (auf Anforderung der Dienststelle Strahlenschutz)

· Die Buchführung über die täglichen Kontaminationskontrollen an Händen, Schuhsohlen, Kleidung (auf Anforderung der Dienststelle Strahlenschutz)

· Erwerb und Abgabe von radioaktiven Stoffen (monatlich)

· Verlust und Fund von radioaktiven Stoffen (unverzüglich)

· Bestand von radioaktiven Stoffen mit Halbwertszeiten von mehr als 100 Tagen (zum Jahresende)

· Verabreichung von radioaktiven Stoffen an Patienten (monatlich)

· Abschätzung der mit Abluft und Abwasser abgegebenen radioaktiven Stoffe (zum Jahresende)

· Personen- und Laborkontaminationen, die die zulässigen Grenzwerte überschreiten, falls Dekontaminationsversuche erfolglos waren (unverzüglich)

· Unfälle mit Verdacht auf Dosisüberschreitungen oder unzulässige Inkorporationen (sofort)

· Tätigkeit von beruflich strahlenexponierten Personen in Strahlenschutzbereichen ausserhalb der Universität (sobald bekannt)

3. Bei Unfällen mit Verdacht erheblicher Dosisüberschreitungen oder Inkorporationen ist ausserdem der Strahlenschutzarzt unverzüglich (telefonisch) zu unterrichten.


